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Das Bundesministerium für Justiz dankt für die Gelegenheit zur Äußerung und beehrt sich, zu 

dem am 2. November 2015 im RIS veröffentlichten Begutachtungsentwurf einer 

2. Dienstrechts-Novelle 2015 wie folgt Stellung zu nehmen: 

1.  Vorweg sei für auf Anregungen des Bundesministeriums für Justiz zurückgehende 

Anpassungen, wie z.B. die Korrektur eines Redaktionsversehens betreffend die Anlagen 3 

und 4 im RStDG (Amtliche Stimmzettel für die Wahl der Außensenatsmitglieder) gedankt. 

2.  Bedauert hingegen wird seitens des Bundesministeriums für Justiz, dass eine seit 

längerem gewünschte Anpassung von § 76b RStDG offensichtlich (noch) keinen Eingang 

finden konnte. Trotz der im Rahmen der Dienstrechts-Novelle 2012 erfolgten teilweisen 

Flexibilisierungen der §§ 76a und 76b RStDG, bestehen für die Berufsgruppe der 

Richterinnen und Richter gleichbehandlungsmäßig noch bedauerliche Abweichungen zu dem 

für alle übrigen Bundesbediensteten geltenden Recht. 

In Übereinstimmung mit den Leiterinnen und Leitern der nachgeordneten Dienstbehörden, 

den Personal- und Standesvertretungen sowie den Organen nach dem Bundes-

Gleichbehandlungsgesetz hat sich daher das Bundesministerium für Justiz stets dafür 

ausgesprochen, zumindest in Härtefällen, wie schwerwiegende gesundheitliche 

Beeinträchtigungen und betreuungsrelevante Fälle – das Nicht-Entgegenstehen wichtiger 

dienstlicher Interessen vorausgesetzt –, eine Herabsetzung der Auslastung zuzulassen. 

Dem Bundesministerium für Justiz ist bewusst, dass der Verfassungsgerichtshof in seinem 

Erkenntnis vom 22. Februar 2013, B 1549/12, ausgesprochen hat, dass die in § 76b RStDG 

im Unterschied zu § 50a BDG 1979 festgelegte zeitliche Höchstgrenze und die Anknüpfung 
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an ganz bestimmte Gründe im Hinblick auf den erheblichen Gestaltungsspielraum des 

(einfachen) Gesetzgebers im Dienst- und Besoldungsrecht sowie die besondere 

dienstrechtliche Stellung der Richterinnen und Richter keinen verfassungsrechtlichen 

Bedenken begegne und es nicht unsachlich sei, eine vom BDG 1979 abweichende Regelung 

zu treffen. Dessen ungeachtet kommt es in der Praxis durch die in Rede stehenden 

Regelungsabweichungen immer wieder zu Härtefällen, vor allem im Zusammenhang mit in 

der Praxis leider vorkommenden schweren (eigenen) Erkrankungen von Richterinnen bzw. 

Richtern, ebenso aber auch im Zusammenhang mit der erforderlichen Pflege naher 

Angehöriger. 

Auch wenn diese Ungleichbehandlung nach dem oben wiedergegebenen Erkenntnis des 

VfGH eine im Verfassungsbogen noch vertretbare Differenzierung darstellt, liegen aus Sicht 

des Bundesministeriums für Justiz keine praktisch zwingenden Gründe dafür vor, weswegen 

bei der vorliegenden Gelegenheit erneut um eine entsprechende Angleichung der 

Dienstrechte ersucht wird, sodass den beschriebenen gesundheitlichen und familiären 

Härtefällen angemessen Rechnung getragen werden kann. In diesem Zusammenhang darf 

auch auf die (spätere) Entscheidung des EuGH in den verbundenen Rechtssachen C-335/11 

und C-337/11 Ring und Skouboe Werge vom 11. April 2013 hingewiesen werden, wonach 

eine längere Krankheit, die eine physische, geistige oder psychische Einschränkung mit sich 

bringt, einer Behinderung gleichzustellen sein kann und eine Verkürzung der Arbeitszeit als 

eine Vorkehrungsmaßnahme angesehen werden kann, damit Menschen mit Behinderung 

arbeiten können (und nicht durch das Abdrängen in den Ruhestand diskriminiert werden). 

 

Diese Stellungnahme wird auch dem Präsidium des Nationalrats übermittelt. 

 

Wien, 06. November 2015 

Für den Bundesminister: 

Dr. Anton Paukner 

 

Elektronisch gefertigt
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